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Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Einheitliche Vergabepraxis im Kanton So-

lothurn (29.03.2023)  

 
Der Regierungsrat wird gebeten, die folgenden Fragen zu beantworten: 
1. Wie viele Aufträge wurden in den einzelnen Departementen im Kanton Solothurn seit 

dem 1. Juli 2022 aufgrund einer Ausnahme (im Sinne von Art. 10 oder Art. 21 Abs. 2 der In-

terkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen [IVöB]) freihändig 
(statt in einem Einladungs-, offenen oder selektiven Verfahren) vergeben? 

2. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass bei solchen freihändigen Vergaben von Aufträgen 
über alle Departemente dieselbe Praxis mit den gleichen Kriterien für die jeweiligen Aus-
nahmeregelungen angewendet werden? 

3. Wurden bei allen freihändigen Vergaben durch den Kanton Solothurn an Behindertenin-
stitutionen, Organisationen der Arbeitsintegration, Wohltätigkeitseinrichtungen und 
Strafanstalten seit dem 1. Juli 2022 die Ausnahmeregelung von Art. 10 lit e oder Art. 21 
Abs. 2 IVöB und § 2 Abs. 2 des Submissionsgesetzes (SubG) korrekt und nach einheitlichen 
Kriterien angewendet? 

4. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, zwecks einheitlicher Vergabepraxis für alle auf-
grund einer Ausnahme freihändig zu vergebenden Aufträge durch eine zentrale Stelle 
prüfen zu lassen, ob eine Ausnahmeregelung im Sinne von Art. 10 oder Art. 21 Abs. 2 IVöB 
und § 2 Abs. 2 SubG erfüllt ist und die Empfehlungen dieser zentralen Stelle dann auch 
zwingend umzusetzen? 

 
Begründung 29.03.2023: schriftlich. 
 
Seit dem 1. Juli 2022 gilt im Kanton Solothurn das neue Submissionsgesetz (SubG), welches 
die Vergabe von öffentlichen Aufträgen in Ergänzung zur Interkantonalen Vereinbarung 
über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB) vom 15. November 2019 regelt. 
Das Beschaffungsrecht verlangt, dass Aufträge des Kantons Solothurn ab einem Gesamtwert 

von 250'000 Franken (bzw. 500'000 Franken im Bauhauptgewerbe) öffentlich ausgeschrieben 
werden müssen. Die Idee ist, dass es zur Schonung der Staatsfinanzen und zum Wohl der 
Steuerzahlenden unter verschiedenen möglichen Anbietern und Dienstleistern einen Wett-
bewerb gibt. Der Verzicht auf eine Ausschreibung ist nur in Ausnahmefällen erlaubt, welche 
in Art. 10 lit e IVöB und Art. 21 Abs. 2 IVöB geregelt sind. 
Eine Übersicht über alle Vergaben pro Amt (Anzahl und Vergabesumme total) finden sich im 
Geschäftsbericht 2021, Teil «Finanzen und Leistungen» unter dem Kapitel 1.7.9 Submissions-
statistik (S. 91). Die Ämter weisen die Vergaben auch in ihren Globalbudgetblättern unter den 
statistischen Messgrössen aus. 
Im Kanton Solothurn werden Vergabeverfahren von den (sachlich) zuständigen Dienststellen 
(§ 2 Abs. 1 SubV) der einzelnen Departemente durchgeführt. Zwar besteht bei der Staatskanz-
lei, Legistik und Justiz eine Dienststelle, die Gesetzgebungsprojekte im öffentlichen Beschaf-
fungsrecht leitet und Dienststellen in den Departementen in Fragen des öffentlichen Beschaf-
fungsrechts berät. Jedoch besteht für die betreffenden Dienststellen keine Pflicht, bei frei-
händigen Vergaben die Ausnahmefälle verbindlich abzuklären. 
Jüngst wurde bei verschiedenen freihändigen Vergaben des Kantons (z.B. Darmkrebsscree-
ning) argumentiert, dass eine öffentliche Ausschreibung nicht zwingend sei, da die Auftrags-



 

 

nehmerin «nicht gewinnorientiert tätig» resp. gemäss Art. 10 lit. e IVöB eine «Wohltätigkeits-
einrichtung» sei. Die Auslegung, was eine Wohltätigkeitseinrichtung ist und was nicht, muss 
streng gehandhabt werden. Es stellt sich die Frage, ob die strenge Auslegung im Kanton Solo-
thurn überall korrekt und nach einheitlichen Kriterien angewendet wurde und wird. 
Die dezentrale Organisation des Beschaffungswesens birgt die Gefahr, dass im Kanton Solo-
thurn Ausnahmefälle im Zusammenhang mit freihändigen Verfahren je nach Departement 
unterschiedlich beurteilt werden. Das Ziel der Interpellation ist, eine einheitliche Vergabepra-
xis im Kanton Solothurn sicher zu stellen und damit die Glaubwürdigkeit des Kantons als Auf-
traggeberin zu stärken, dort wo möglich den Markt spielen zu lassen und damit Kosten zu 
sparen. 
 
Unterschriften: 1. Daniel Probst, 2. Markus Spielmann, 3. Daniel Cartier, Johanna Bartholdi, 
Martin Flury, Thomas Fürst, Freddy Kreuchi, Barbara Leibundgut, Georg Lindemann, Marco 
Lupi, Manuela Misteli, Stefan Nünlist, David Plüss, Martin Rufer, Beat Späti, Christian Thal-
mann, Mark Winkler, Hansueli Wyss (18) 


